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Meta zahlt 1,4 Milliarden Dollar: Kommt
Texas mit Gesichtserkennung klar?

Meta zahlt 1,4 Milliarden Dollar zur Beilegung einer Klage
in Texas wegen unsachgemäßer Gesichtserkennung und

biometrischer Daten.

Austin (dpa) – Der Facebook-Konzern Meta sieht sich mit einer
bedeutenden finanziellen Verpflichtung konfrontiert, um
juristische Auseinandersetzungen bezüglich seiner Praxis im
Umgang mit biometrischen Daten zu klären. Mit einer Zahlung
von 1,4 Milliarden Dollar beabsichtigt das Unternehmen, eine
Klage aus Texas zu begleichen, in der es um die strittige
Technologie der Gesichtserkennung geht, die Facebook bis Ende
2021 genutzt hat.

Die Vorwürfe gegen Meta

Im Herzen der Klage steht die Behauptung, dass Meta gegen
texanische Gesetze zur Sammlung biometrischer Daten
verstoßen hat. Diese Gesetze verlangen die ausdrückliche
Zustimmung der betroffenen Personen, bevor deren
biometrische Daten erfasst werden können. Der texanische
Generalstaatsanwalt Ken Paxton stellte fest, dass die
Technologie zur Gesichtserkennung über längere Zeiträume
hinweg ohne die notwendige Zustimmung genutzt wurde, was
nach seiner Ansicht rechtliche Konsequenzen nach sich zog. Bei
der Anwendung dieser Technik wurden nicht nur Facebook-
Nutzer erkannt, sondern auch Personen, die nicht Teil des
Netzwerks waren, was die Bedenken um den Datenschutz und
die Privatsphäre zusätzlich verstärkt.



Ökonomische Dimensionen der
Schadenssumme

Die geplante Zahlung von 1,4 Milliarden Dollar ist signifikant,
insbesondere im Kontext von Datensicherheitsfragen. Diese
Summe wird auf einen Zeitraum von fünf Jahren verteilt, was
darauf hindeutet, dass Meta bereit ist, seine Anstrengungen zur
Verbesserung der rechtlichen und ethischen Standards im
Bereich dieser Technologien zu intensivieren.
Generalstaatsanwalt Paxton betonte, dass solche Zahlungen
auch als Präzedenzfall dienen könnten, um die Einhaltung der
rechtlichen Rahmenbedingungen für den Umgang mit
biometrischen Daten zu sichern.

Mögliche Folgen für die
Technologiebranche

Meta ist nicht allein; ähnliche rechtliche Herausforderungen
haben auch andere Technologieunternehmen betroffen. So
zahlte Facebook im Jahr 2020 bereits 650 Millionen Dollar zur
Beilegung einer ähnlichen Klage im Bundesstaat Illinois. Diese
Entwicklungen werfen Fragen über den Einsatz von
Gesichtserkennungstechnologien auf und ob Unternehmen
ausreichend Maßnahmen zum Schutz der Privatsphäre ihrer
Nutzer ergreifen. Beobachter warnen, dass solche Verfahren und
die darauf folgenden Zahlungen möglicherweise weitreichende
Auswirkungen auf die Richtlinien von Technologieunternehmen
und deren Innovationsstrategien haben könnten.

Zukunftsausblick für Meta in Texas

Nach der Einigung mit den Behörden in Texas zeigte sich Meta
optimistisch. In einer Stellungnahme erklärte das Unternehmen,
dass es plant, zusätzliche Investitionen im Bundesstaat zu
prüfen, einschließlich der Möglichkeit, neue Rechenzentren zu
errichten. Dies könnte nicht nur Arbeitsplätze schaffen, sondern
auch die wirtschaftliche Entwicklung in Texas fördern. Dennoch



bleibt abzuwarten, wie sich die rechtlichen Rahmenbedingungen
im Bereich der biometrischen Daten in Zukunft entwickeln
werden und welche konkreten Maßnahmen Meta ergreifen wird,
um das Vertrauen der Nutzer zurückzugewinnen.

Fazit: Ein Schritt in Richtung
Verantwortung

Die Klage und die daraus resultierende Zahlung an den
texanischen Staat unterstreichen die zunehmend strengen
Anforderungen an Unternehmen im Umgang mit persönlichen
Daten. Der Fall dient als Warnung für die gesamte Branche und
könnte als Wendepunkt in der Diskussion über Datenschutz und
Nutzerrechte gelten. Schließlich bleibt zu hoffen, dass Firmen
wie Meta nicht nur gesetzliche Vorgaben erfüllen, sondern auch
aktiv zum Schutz der Privatsphäre ihrer Nutzer beitragen.
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